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Freitag, 27. Januar 2023 Obwalden

«Malschauen,wieesdie
Andernmachen»
DasUrner Landratsbüro verfolgte gestern
die Sitzung desObwaldner Kantonsrats.

Parlamentsbesuch Die Urner
Gäste verfolgten imKantonsrat
mit, welche Schwerpunkte die
Obwaldner Regierung in den
nächstenvier Jahren setzt.Nach
einem gemeinsamen Mittages-
sen mit dem Obwaldner Rats-
bürobesuchtedieUrnerDelega-
tion die Firma Bio Familia in
Sachseln.
«Solche freundschaftlichenBe-
suchefinden regelmässig statt»,
sagtBeatHug, Sekretär desOb-
waldner Kantonsrats. Es werde
geschaut,wie esdieAndernma-
chen. Die Obwaldner Ratslei-

tung wird den Besuch im März
erwidern und den Landrat Uri
besuchen.
Die Urner Landratspräsidentin
Cornelia Gamma war beein-
druckt von der Leistung der
Stimmenzähler. DasUrner Par-
lament hat eine elektronische
Abstimmungsanlage. «Erst als
wirwährendCoronaausserhalb
des Parlamentssaals tagen
mussten, war auch bei uns das
ZählenderHandzeichenwieder
angesagt. Ich weiss, was geleis-
tet werdenmuss, damit genaue
Resultate vorliegen.» (unp)

Schuleintritt
erfolgt später
Motion Die Obwaldner Kinder
sollen künftig später einge-
schult werden. Der Kantonsrat
hat mit 42 zu 7 Stimmen einer
Anpassung der Volksschulver-
ordnung zugestimmt. Neu sol-
len Kinder, die Ende Februar
das fünfteAltersjahr vollenden,
auf Beginn des nächsten Schul-
jahres in den obligatorischen
Kindergarten eintreten. Fürden
Eintritt indiePrimarschulewird
entsprechend auf die Voll-
endung des sechstenAltersjah-
res perEndeFebruar abgestellt.
Aktuell ist der 31. Juli der Stich-
tag für die Einschulung.

Der Einstieg in den Kinder-
garten und in die Schule sei für
die Kinder und Familien ein
wichtiger Schritt, der sorgfältig
geplant werden müsse, sagte
KommissionspräsidentinAnne-
marie Schnider (SP, Sachseln)
amDonnerstag in derDebatte.

Flexibilität ist
gewährleistet
InderKommission sei unter an-
derem diskutiert worden, dass
es gleichwohl Flexibilität brau-
che beim Einschulungsdatum.
Schon heute könnten die Erzie-
hungsberechtigteneinen frühe-
renoder späterenKindergarten-
oder Schuleintritt beantragen.
Während es bis anhin eher dar-
um gegangen sei, noch nicht
schulreife Kinder um ein Jahr
zurückzustellen, werde es nun
vermehrtdarumgehen,dassbe-
reits reife Kinder unbürokra-
tisch früher indenKindergarten
respektive in die Schule eintre-
ten dürften.

Sehr erfreut überdieAnpas-
sung zeigte sich Veronika Wag-
ner (CVP/Mitte, Kerns). Auf-
grund ihrerMotionwar dieVer-
schiebung der Einschulung an
dieHand genommenworden.

Die SVP-Fraktion und die
CSP signalisiertenZustimmung
zur Vorlage. Hanspeter Scheu-
ber (CSP, Kerns) ortete für den
Kanton Obwalden Aufhol-
potenzial bei der vorschuli-
schen frühkindlichen Bildung.
Die mehrheitliche Ablehnung
derVorlage hatte die FDPange-
kündigt. Marco De Col (FDP,
Kerns) hätte die Einschulungs-
frage lieber imRahmender ge-
planten Revision des Bildungs-
gesetzes angepackt.

Bildungs- und Kulturdirek-
tor Christian Schäli hielt fest,
dass die Motion den Regie-
rungsrat verpflichtet habe, das
Anliegen jetzt umzusetzen. (mu)

DaswilldieObwaldnerRegierung
dienächstenvier Jahreanpacken
DasKantonsparlament heisst den Bericht über die Amtsdauerplanung 2022 bis 2026 gut.

Philipp Unterschütz

Der Bericht zur Amtsdauerpla-
nung zeigt auf, welcheThemen
der Regierung in den nächsten
vier Jahren aus strategischer
Sicht besonderswichtig undda-
her dringend anzugehen sind.
Aufgrunddieser Prioritäten hat
sie für die kommende Amts-
dauer von 2022 bis 2026 strate-
gische Massnahmen entwi-
ckelt. Der Kantonsrat hat den
Bericht am Donnerstag mit 44
Ja-Stimmen, ohne Gegenstim-
men und 4 Enthaltungen zur
Kenntnis genommen.

Peter Seiler (SVP, Sarnen)
Präsident der Kommission für
strategische Planungen und
Aussenbeziehungen (KSPA)sag-
te, die Kommission habe einzig
bemängelt, dass die Themen
EnergieversorgungundZuwan-
derung angesichts der Entwick-

lungen im Ausland zu wenig
adressiert worden seien. Im
Parlament kam der Bericht
überwiegend gut an, der Kan-
tonsrat stimmte drei parlamen-
tarischenAnmerkungen zu.

Obwaldensollnoch
attraktiverwerden
Die strategischenZiele sindeine
Konkretisierung aus der Lang-
friststrategie 2032+,mit der die
Weichen fürdieWeiterentwick-
lung des Kantons in den nächs-
ten zehnbis zwölf Jahrenaufge-
zeigt wurden. Die Amtsdauer-
planungmit einemZeithorizont
von vier Jahren ist damit einge-
bettet zwischen dieser Lang-
friststrategieundder jährlich zu
erstellenden IntegriertenAufga-
ben-undFinanzplanung (IAFP).

«Die Obwaldner Bevölke-
rung steht sowohl bei derAmts-
dauerplanung als auch bei der

Langfriststrategie 2032+ im
Zentrum», betonte Landam-
mann Christoph Amstad. Die
Handlungsfelder und Ziele sei-
endarauf ausgerichtet, diehohe
Lebensqualität und Standortat-
traktivität des Kantons Obwal-
denweiter zu entwickeln, dabei
bleibe das sich stark und rasch
wandelndeUmfeldeineHeraus-
forderung.DieSchwerpunktbe-
reicheundMassnahmendrehen
sich um die vier Handlungsfel-
der Sicherheit/Stabilität, (Wei-
ter-)Bildung, Vernetzung und
Wandel.BeimThemaSicherheit
geht es unter anderem um die
Umweltgefahren, vordenendie
Bevölkerunggeschützt sein soll.
Mit derUmsetzungvonWasser-
bauprojekten im Sarneraatal
wird die Hochwassersicherheit
nachhaltig verbessert. Bis Ende
2026 will der Kanton bis zu 80
Prozent der Projekte realisiert

haben. Handlungsbedarf be-
steht zudem auch beim Blatti-
bach und der Kleinen Schliere
bei Alpnach.

Baukultur sollNutzen
nicht einschränken
Ein anderes wichtiges Hand-
lungsfeld istderGesundheitsbe-
reich. Mit der Versorgungsstra-
tegie imAkutbereichwerdendie
gesetzlichen und rechtlichen
Grundlagen geschaffen, um
das Kantonsspital Obwalden in
einen Verbund mit der LUKS-
Gruppe zu integrieren. Zudem
wird das psychosoziale Bera-
tungsangebot fürLernendeund
Studierende in den kantonalen
Schulen ausgebaut.

DiehistorischwertvolleBau-
substanz soll erhalten bleiben.
Insbesondere ausserhalb der
Bauzone soll einBaustil gepflegt
werden, der die charakteristi-

schenElementederObwaldner
Häuser aufnimmt und den Be-
trachtenden den Eindruck ver-
mittelt, in Obwalden zu sein.
Das Parlament brachte dazu al-
lerdings eine Anmerkung an,
dass dadurch der Nutzen der
Gebäude nicht eingeschränkt
werden darf. Bei der Immobi-
lienstrategie stehen die Sanie-
rung und Erweiterung des Psy-
chiatrie- und Polizeigebäudes,
sowiedieZentrumsüberbauung
in Sarnen imVordergrund.

Bei derMobilität geht es ins-
besondere um die Umsetzung
des Gesamtverkehrskonzepts
mit Halbstundentakt nach En-
gelbergundauf diversenLinien
der Postauto AG, sowie den
gezielten Ausbau des Veloweg-
netzes. Es werden neue Moun-
tainbikerouten und -Trails für
ein attraktives Freizeitangebot
geplant und geschaffen.

Kantonsrat lehnt
Motionab
Prämienverbilligung Personen,
die Anspruch haben auf indivi-
duelle Prämienverbilligung
(IPV), sollen keinen Antrag
mehr einreichen müssen. Das
verlangt eine Motion im Ob-
waldnerKantonsrat.DieRegie-
rung beantragte dem Rat, die
Motion abzulehnen. Er will die
Ergebnisse eines Wirkungs-
berichts abwarten, der in der
ersten Hälfte dieses Jahres
vorliegen soll.

Motionär Josef Allenbach
(SP, Kerns) forderte, dass unab-
hängig von seinerMotionMass-
nahmen im Antragssystem er-
griffen werden sollen. Auch
wennnachderPräsentationdes
Wirkungsberichts innert zwei
JahrenMassnahmenumgesetzt
werden sollen, sei dies eine
Ewigkeit für Menschen, die in
Anbetracht der aktuellen wirt-
schaftlichen Situation von Mo-
nat zuMonat schauenmüssten,
wie sieüberdieRundekommen.

KeineUmwandlung
ineinPostulat
SVP und FDP sprachen sich für
die Ablehnung der Motion aus.
Hanspeter Scheuber (CSP,
Kerns) sagte,mansolle eineGe-
samtschaumachen.GuidoCot-
ter (SP, Stans) erinnerte daran,
dass es vieleLeutegebe, die von
amtlichen Dokumenten über-
fordert seien. «Das muss man
auch berücksichtigen.»

RegierungsratDanielWyler,
in dessen Volkswirtschaftsde-
partement die Prämienverbilli-
gung angesiedelt ist, hielt eine
Überweisung der Motion als
Postulat fürwenig sinnvoll: «Wir
sind mit dem Wirkungsbericht
bereits amArbeiten.»Manwer-
de alle Verbesserungsmöglich-
keitenundVorschlägeunter die
Lupe nehmen.

Der Rat sprach sich gegen
dieUmwandlung ineinPostulat
aus und lehnte die Motion mit
40 zu 7 Stimmen ab. (mu)

Die beidenRatsbüros auf der TreppedesRathauses in Sarnen. Vorne
die beiden Parlamentspräsidentinnen Cornelia Gamma (UR) und
Regula Gerig (OW, rechts). Bild: Philipp Unterschütz (Sarnen, 26.1.2023)

Notfalltreffpunktewerden
imFebruarkommuniziert
Eine Interpellation befasst sichmit den Folgen
einermöglichen Energiemangellage.

Kantonsrat Guido Cotter (SP,
Sarnen)undMitunterzeichnen-
de hatten sich in einer Interpel-
lation zum Risikomanagement
imFall einerEnergiemangellage
erkundigt. Cotter stellte auf-
grund der Antwort des Regie-
rungsrats am Donnerstag noch
weitere Fragen in den Raum.
Etwa wie lange Notstromanla-
gendieVersorgungvon system-
relevanten Organisationen auf-
rechterhalten könnten. Weiter
wollte er auch wissen, was den
vonderRegierungeingesetzten
Sonderstab vom kantonalen
Führungsstab unterscheide.

Zu letzterem Thema hielt
VolkswirtschaftsdirektorDaniel
Wyler fest, dass der Führungs-
stab erst bei einer tatsächlichen

Notlage in Aktion trete. Zuvor
sei esAufgabedes Sonderstabs,
mit den betroffenen Stellen zu
schauen, welche Vorkehrungen
getroffenwerden könnten.

Wie langeNotstromanlagen
funktionieren, hänge davon ab,
was alles betriebenwerden soll.
Eine Mangellage könne grosse
Auswirkungen haben, etwa auf
dieTrinkwasserversorgungoder
die Abwasserbeseitigung. Das
Mobiltelefonnetz würde bei
einem Stromausfall vielleicht
noch eine Stunde laufen. Um
dannetwamitPolizei oder Sani-
tät in Kontakt zu treten, gebe es
inallenGemeindenNotfalltreff-
punkte. Diese seien definiert
und würden im kommenden
Monat kommuniziert. (mu)

Regierungsratnimmt
AufsichtbeimEWOwahr
DieAntwort zu einer Interpellation schafft Transparenz
zurGeschäftstätigkeit des ElektrizitätswerksObwalden.

Kantonsrat PeterKohler (CVP/
Mitte, Kerns) und Marcel Jöri
(CVP/Mitte, Alpnach) hatten in
einer InterpellationFragenzum
Elektrizitätswerk Obwalden
(EWO) gestellt. Die Diskussio-
nenzuStrompreisenundStrom-
mangellage hätten einen gros-
senMehrwert, sagte Peter Koh-
ler in seiner Stellungnahme zur
Antwort der Regierung: «Ener-
gie ist kein verschwenderisches
Gutmehr, sonderneinewertvol-
le Ressource.»

DerRegierungsrat habe ins-
besondere das Vorgehen und
die Rahmenbedingungen be-
züglich der ausserkantonalen
Aktivitäten imStromhandel so-

wie hinsichtlich desVerhältnis-
ses zudenKunden inderGrund-
versorgung aufgezeigt.Gemäss
der Antwort sei sichergestellt,
dass keineQuerfinanzierungen
und im Stromhandel keine fi-
nanziellen Risiken bestünden.
Das sei so zur Kenntnis zu neh-
men.DerRegierungsrat nehme
zudemseine gesetzlich geregel-
te Aufsichtspflicht beimStrom-
versorger regelmässig und de-
tailliert wahr.

Kohler verzichtete auf eine
Diskussion. Der Kantonsrat
habe die Gelegenheit, im Rah-
men der Behandlung des Ge-
schäftsberichts des EWO Stel-
lung zu nehmen. (mu)

Rücktritt von
SonnieBurch
Kantonsrat Kantonsratspräsi-
dentin Regula Gerig verlas zu
BeginndergestrigenSitzungdas
Rücktrittsschreiben von Sonnie

Burch (CVP/
Mitte, Kerns,
Bild). Sie war
2019 für Mar-
kus Ettlin in
den Rat nach-
gerückt. Nun

tritt sie auf Mitte dieses Jahres
zurück. Ihre Anstellung beim
Kanton Obwalden ist gemäss
denBestimmungennicht länger
mit dem Amt als Kantonsrätin
vereinbar, da sie ihr Pensumer-
höht. (mu)


